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Amtliche Schriftstücke.
§96

Die Vorlegung oder Auslieferung von Akten oder an­
deren in amtlicher Verwahrung befindlichen Schrift­
stücken durch Behörden und öffentliche Beamte darf 
nicht gefordert werden, wenn deren oberste Dienstbehörde 
erklärt, daß das Bekanntwerden des Inhalts dieter Akten 
oder Schriftstücke dem Wohle des Reichs oder eines deut­
schen Landes Nachteil bereiten würde.

Schriftliche Mitteilungen.
§ 97

Schriftliche Mitteilungen zwischen dem Beschuldigten 
und den Personen, die wegen ihres Verhältnisses zu ihm 
nach §§ 52, 53 zur Verweigerung des Zeugnisses berech­
tigt sind, unterliegen der Beschlagnahme nicht, falls sie 
sich in den Händen der letzteren Personen befinden und 
diese nicht einer Teilnahme, Begünstigung oder Hehlerei 
verdächtig sind.

Zuständigkeit für die Anordnung der Beschlagnahme.
§98

(1) Die Anordnung von Beschlagnahmen steht dem 
Richter, bei Gefahr im Verzug auch der Staatsanwalt­
schaft und den Polizei- und Sicherheitsbeamten zu, welche 
als Hilfsbeamte der Staatsanwaltschaft ihren Anordnun­
gen Folge zu leisten haben.

(2) Ist die Beschlagnahme ohne richterliche Anordnung 
erfolgt, so soll der Beamte, welcher die Beschlagnahme 
angeordnet hat, binnen drei Tagen die richterliche Be­
stätigung nachsuchen, wenn bei der Beschlagnahme weder 
der davon Betroffene noch ein erwachsener Angehöriger 
anwesend war, oder wenn der Betroffene und im Falle 
seiner Abwesenheit ein erwachsener Angehöriger des Be-
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